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İsmail Rustam
Wichmannstraße 9
10787 Berlin 25 Sozialgericht
Berlin
An das > .
Sozialgericht Berlin po 20. Mai 2026
Invalidenstraße 52 — Пора
10557 Berlin İn Vela iin as All
Az.: S 193 KR 463/26 ER
Berlin, den 20.05.2026
Betreff: Stellungnahme zum Schriftsatz der AOK Nordost vom 08.05.2026, ausdrücklicher
VViderspruch gegen die beantragte Zurückvveisung des Eilverfahrens sovvie Hinvveis auf
drohenden irreversiblen gesundheitlichen Schaden vor der gerichtlichen Entscheidung
Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit nehme ich zu dem mir Ubersandten Schriftsatz der AOK Nordost vom 08.05.2026
Stellung und vviderspreche ausdrücklich der von der AOK beantragten Zurückvveisung
meines Antrags auf einstweiligen Rechtsschutz.
Das gerichtliche Schreiben ist auf den 08.05.2026 datiert. Der Umschlag tragt jedoch einen
Poststempel vom 15.05.2026. Tatsachlich habe ich das Schreiben erst am 19.05.2026 aus
meinem Briefkasten entnommen. Ich bitte daher, diesen verspateten Zugang bei der
Bewertung meiner Reaktionsmöglichkeit zu berücksichtigen.
Die AOK Nordost versucht in ihrem Schriftsatz, den Streitgegenstand unzutreffend auf die
Frage zu reduzieren, ob derzeit bereits ein neuer Heil- und Kostenplan bzw. ein neuer Antrag
für eine künftige Implantat Versorgung vorliegt. Diese Darstellung weise ich ausdrücklich
zurück.
Mein Antrag richtet sich nicht lediglich auf einen zukünftigen, isolierten Antrag auf Implantat
Versorgung. Ich habe das Verfahren nicht deshalb eingeleitet, weil ich irgendwann künftig
einen neuen Antrag stellen möchte. Gegenstand meines Antrags ist vielmehr die seit Jahren
andauernde Verzögerung, Nichtklärung, Nichtentscheidung bzw. unzureichende Bearbeitung
meiner notwendigen zahnärztlichen Versorgung durch die AOK Nordost sowie die hierdurch
verursachte heutige medizinische Notlage.
Es geht somit nicht um einen gewöhnlichen neuen Leistungsantrag, sondern um die Folgen
eines seit 2021 andauernden Vorgangs, in dessen Verlauf meine zahnmedizinische
Versorgung wiederholt verzögert, nicht abgeschlossen oder faktisch verhindert wurde.
Die AOK stellt die Sache so dar, als müsste ich zunächst erneut einen Antrag stellen,
danach eine Ablehnung abwarten und erst anschließend wieder gerichtlichen Rechtsschutz
suchen. Gerade diese Sichtweise verkennt den Kern des Problems. Ich wende mich nicht
gegen eine hypothetische künftige Ablehnung, sondern gegen die bereits eingetretenen
Folgen einer jahrelangen Verzögerung.
Seit spätestens 2021 wurden wiederholt zahnärztliche Behandlungen, Heil- und
Kostenpläne, Behandlungsbedarfe und medizinische Notwendigkeiten gegenüber der AOK
geltend gemacht. Über Jahre hinweg wurde die Versorgung jedoch nicht vollständig, nicht
sachgerecht und nicht rechtzeitig durchgeführt. Infolge dieser Verzögerungen hat sich mein
Gebisszustand erheblich verschlechtert. Mehrere ursprünglich erhaltungsfähige Zähne
İsmail Rustam
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